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Mehr Demokratie in derWirtschaft wagen – Stärkung der betrieblichen Mitbestimmung!

Die SPD setzt sich durch Umsetzung der folgenden Maßnahmen für die Stärkung der betrieblichen Mitbestimmung

ein:

 

• BetrVG an den digitalen Wandel anpassen: Neue Formen der Arbeit erfordern einen neuen Arbeitnehmer*innen- und

Betriebsbegriff, damit möglichst vielen Beschäftigten betriebliche Mitbestimmung zugutekommt.

• Mitbestimmung beimDatenschutz: Die SPD setzt sich für ein Beschäftigtendatenschutzgesetz ein. Fernerwird Betriebs-

räten die Hinzuziehung von externem Sachverstand in Fragen vonDigitalisierung undDatenschutz gewährt, damit dies-

bezügliche Mitbestimmungsrechte wirksam im Sinne der Beschäftigten ausgeübt werden.

• Umstrukturierungennicht zu Lastender Beschäftigten:DerMitbestimmungskatalogwird so erweitert, dass Betriebsräte

auch bei Umstrukturierungen der Arbeitsorganisation und der Arbeitsabläufe mitbestimmen können.

• Gleichberechtigung als demokratisches Prinzip imBetrieb durchsetzen: DemBetriebsrat ist ein umfassendesMitbestim-

mungsrecht bei Gleichstellungsmaßnahmen einzuräumen. Es wird ferner geprüft, wie eine geschlechtergerechte Frei-

stellungsregelung umgesetzt werden kann.

• Union-Busting bekämpfen: Beschäftigte, die eine Betriebsratswahl initiieren werden besser geschützt. Der besondere

Kündigungsschutz darf nicht länger auf drei initiierende Beschäftigte beschränkt sein, sondern muss weitere Beteiligte

und Ersatz-Bewerber*innen umfassen.

• Effektive Durchsetzung der Mitbestimmungsrechte: Dem Betriebsrat muss ein Unterlassungsanspruch bei Nichtbeach-

tung der Beteiligungsrechte zur Seite gestellt werden.

• Konsequente Strafverfolgung bei der Behinderung von Betriebsratswahlen und – arbeit: Der Straftatbestand der Behin-

derung von Betriebsratswahlen muss ein Offizialdelikt sein. Darüber hinaus sind entsprechende Schwerpunktstaatsan-

waltschaften zu bilden, umwirkungsvoller gegen Behinderungen von Betriebsratsgründungen vorgehen zu können.
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